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Gesetz zur Änderung des Landesgemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetzes

Der Landtag hat am 14. November 2019 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vom 
20. Dezember 2010 (GBl. S. 1062), das zuletzt durch Ge-
setz vom 4. Juli 2017 (GBl. S. 305) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 1 werden nach dem Wort „nachhaltigen“ 

die Wörter „und klimafreundlichen“ eingefügt.
	 b)	 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
		�  „Das Land stellt für Vorhaben nach diesem Gesetz 

jährlich Finanzmittel für Investitionen in Höhe von 
320 Millionen Euro zur Verfügung.“

	 c)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
	 d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

2.	§ 2 wird wie folgt geändert:
	 a)	� Die Wörter „sowie von Verkehrsunternehmen und 

sonstigen Vorhabensträgern des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs auf Antrag gefördert werden:“ 
werden durch die Wörter „, von Vorhabensträgern 
des öffentlichen Personennahverkehrs und von 
sonstigen Verkehrsunternehmen auf Antrag geför-
dert werden:“ ersetzt. 

	 b)	 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
		  aa)	� Das Wort „Ausbau“ wird durch die Angabe 

„Aus-“ und der Punkt am Ende durch ein Semi-
kolon ersetzt.

		  bb)	�In Buchstabe d wird das Wort „zwischenört
lichen“ durch das Wort „außerörtlichen“ ersetzt.

		  cc)	� In Buchstabe e wird nach der Angabe „Ver-
kehrsleit-“ die Angabe „, -steuerungs-“ einge-
fügt. 

	 c)	� In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt.

	 d)	 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
		  „3.	� Bau, Aus- oder Umbau von Verkehrswegen, 

insbesondere der 
			   a) Straßenbahnen,
			   b) Eisenbahnen,
			   c) urbanen Seilbahnen, 
			   d) �integrierten Schnellbussysteme oder Spur

busse,
			�   soweit sie dem öffentlichen Personennahverkehr 

dienen; gegenüber dem sonstigen Verkehr ist 
der Vorrang dieser Verkehrsmittel sicherzustel-
len; insbesondere ist bei Bahnen, die nicht auf 
besonderem Bahnkörper geführt werden, deren 
beschleunigter Verkehr grundsätzlich sicherzu-
stellen;“

	 e)	 Nummer 3 a wird aufgehoben.
	 f)	 Vor Nummer 5 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 
		  „4.	� Grunderneuerungen von Verkehrswegen nach 

Nummer 3 Buchstabe a bis Buchstabe c, soweit 
sie die Verkehrssicherheit verbessern oder der 
Verkehrsbeschleunigung dienen;“

	 g)	� Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und wie 
folgt gefasst: 

		  „5.	� Bau, Aus- oder Umbau von zentralen Omnibus-
bahnhöfen, Haltestellen und Haltestelleneinrich-
tungen; dem Bau oder Ausbau gleichgestellt ist 
die örtliche Verlegung einer bestehenden Halte-
stelle;“

	 h)	� Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
		  „6.	� Bau, Aus- oder Umbau von Einrichtungen, die 

der Vernetzung verschiedener Mobilitätsformen 
mit dem öffentlichen Personennahverkehr die-
nen (multimodale Knoten);“

	 i)	� Die bisherige Nummer 4 a wird Nummer 7 und wie 
folgt gefasst: 

		  „7.	� Bau, Aus- oder Umbau von Betriebshöfen und 
zentralen Werkstätten, soweit sie dem öffent
lichen Personennahverkehr dienen;“
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		  bb)	�In Buchstabe b werden die Wörter „vorgesehen“ 
und „als Lärmschutzmaßnahme“ gestrichen und 
das Wort „enthalten“ durch die Wörter „oder in 
einem Luftreinhalteplan nach § 47 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz vorgesehen“ ersetzt.

	 c)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 
		�  „(2) Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b gilt nicht für 

Vorhaben nach § 2 Nummer 16.“ 

4.	§ 4 wird wie folgt geändert:
	 a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
		  aa)	Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
			�   „In den Fällen des § 2 Nummer 10 und 12, bei 

Vorhaben, die im Interesse des Landes oder 
eines anderen Aufgabenträgers des Schienen-
personennahverkehrs nach § 2 Absatz 12 des 
Allgemeinen Eisenbahngesetzes durchgeführt 
werden, sowie bei Vorhaben, die einen beson-
ders positiven Beitrag zum Klimaschutz durch 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen leis-
ten, ist die Förderung mit bis zu 75 Prozent der 
zuwendungsfähigen Kosten im Wege der Fest-
betragsfinanzierung zulässig.“

		  bb)	Es wird folgender Satz angefügt: 
			�   „Ein Vorhaben leistet dann einen besonders 

positiven Beitrag zum Klimaschutz, wenn es 
Bestandteil eines Klimamobilitätsplanes ist oder 
wenn dieser durch einen Einzelnachweis belegt 
werden kann.“

	 b)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
		�  „(2) Zur Vermeidung einer besonderen Härte kann 

im Fall einer erheblichen Kostensteigerung eine 
Nachbewilligung mit 50 Prozent der zuwendungs-
fähigen Mehrkosten im Wege der Festbetragsfinan-
zierung erfolgen.“

	 c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	 d)	� Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt 

geändert:
		  aa)	Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
			   „2. �Verwaltungskosten mit Ausnahme der Pla-

nungskosten für förderfähige Vorhaben nach 
§ 2,“

		  bb)	�In Nummer 3 Buchstabe b wird die Angabe 
„1. Januar 2000“ durch die Angabe „1. Januar 
2010“ ersetzt.

	 e)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

5.	�In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird nach dem Wort „sind“ das 
Wort „mindestens“ eingefügt.

	 j)	� Die bisherigen Nummern 5 und 5 a werden die 
Nummern 8 und 9 und der Punkt am Ende wird je-
weils durch ein Semikolon ersetzt.

	 k)	� Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 einge-
fügt: 

		  „10. �Kreuzungsmaßnahmen nach dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz in der Fassung vom 21. März 
1971 (BGBl. I S. 337), zuletzt geändert durch 
Artikel 462 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474, 1542) oder dem Bun-
deswasserstraßengesetz in der Fassung vom  
23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962, ber. 2008 
S. 1980), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 29. November 2018 (BGBl. I 
S. 2237, 2241), soweit Gemeinden, Landkreise 
oder kommunale Zusammenschlüsse im Sinne 
der Nummer 1 als Baulastträger der kreuzen-
den Straße Kostenanteile zu tragen haben; in 
Ausnahmefällen gilt das Gleiche für nichtbun-
deseigene Eisenbahnen als Baulastträger des 
kreuzenden Schienenweges;“

	 l)	� Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die Num-
mern 11 und 12 und der Punkt am Ende wird je-
weils durch ein Semikolon ersetzt. 

	 m)	Folgende Nummern 13 bis 16 werden angefügt: 
		  „13.	� Verkehrsbezogene Maßnahmen der Luftrein-

haltung;
		    14.	� Bau, Aus- oder Umbau von Maßnahmen der 

Wiedervernetzung von Lebensräumen an Stra-
ßen, Radwegen oder Schienenverkehrswegen 
in der Baulast von Gemeinden, Landkreisen, 
kommunalen Zusammenschlüssen, die an Stel-
le von Gemeinden oder Landkreisen Träger 
der Baulast sind, oder der nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen, soweit die Maßnahmen nicht im 
Rahmen der Eingriffsregelung gemäß §§ 13 bis 
19 des Bundesnaturschutzgesetzes als Vermei-
dungsmaßnahmen erforderlich sind;

		    15.	� Bau, Aus- oder Umbau von Schnittstellen des 
Güterverkehrs;

		    16.	� Ertüchtigung und Ersatzneubau von Brücken-
bauwerken an Bundes-, Landes-, Kreis- oder 
Gemeindestraßen in der Baulast der Land
kreise oder Gemeinden, die nicht die Voraus-
setzungen des § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a erfüllen.“

3.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	 a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
	 b)	 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
		  aa)	� In Buchstabe a werden die Wörter „Verkehrs-

verhältnisse oder der Lärmsituation“ durch die 
Wörter „Verkehrsverhältnisse, der Lärmsitua-
tion oder der Luftsituation“ ersetzt.
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6.	§ 7 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 1 werden nach der Angabe „(GABl. 2010, 

S. 2)“ die Wörter „oder nach dem Landesgemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz in der bis zum 31. De-
zember 2019 gültigen Fassung“ eingefügt.

	 b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
		�  „(2) Bewilligungsbescheide für Zuwendungen nach 

den in Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften, die 
bei deren Außerkrafttreten nicht vollständig abge-
schlossen waren, gelten als Bewilligungsbescheide 
nach den zum Bewilligungszeitpunkt jeweils ein-
schlägigen Rechtsvorschriften fort.“

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.


